
Kleine Anfrage

Umgang mit Petitionen aus der Jugendsession

Frage von Landtagsabgeordnete Sandra Fausch

Antwort von Regierungsrat Emanuel Schädler

Frage vom 07. Mai 2025
Die Jugendsession ist ein Projekt des Jugendrats Liechtenstein und fand 2024 bereits zum neunten Mal statt. 

Sie soll die Meinung der Jugendlichen und jungen Erwachsenen einholen und an die Politik weitergeben. Alle 

interessierten Jugendlichen und jungen Erwachsenen des Landes kommen hier in diesem Hohen Hause 

zusammen, um über aktuelle Themen zu diskutieren und Lösungsansätze zu formulieren. Am Ende der Session 

werden diese Forderungen und Lösungsansätze der Politik übergeben.

Basierend darauf, dass Jugendbeteiligung im Kinder- und Jugendgesetz in Art. 27 verankert, aber 

erfahrungsgemäss nur bedingt gelebt wird, möchte ich mich daher nach Folgendem erkundigen:

* Wie viele eingereichte Petitionen aus den bisherigen Jugendsessionen wurden vom Landtag an die 

Regierung überwiesen?

* Wie lauteten die bisher eingereichten Petitionen? Ich bitte die Regierung um eine Auflistung der 

eingereichten Petitionen mit Angabe, ob diese auch überwiesen wurden. Danke.

* Welche von diesen überwiesenen Petitionen befinden sich aktuell in Umsetzung und welche wurden nicht 

weiterverfolgt? Hier bitte ich die Regierung um einen Stand der Dinge und um Begründung für die Nicht-

Weiterverfolgung. Danke.

Antwort vom 09. Mai 2025
Generell ist zu erwähnen, dass das Ministerium für Gesellschaft und Justiz in Kürze ein Treffen mit dem 

Jugendrat ansetzen wird, um das Thema politische Partizipation der Jugend zu adressieren. Wie im 

Koalitionsvertrag festgehalten, ist das Ziel, eine Jugendstrategie zu erstellen, welche die politische Partizipation 

fördern und wo möglich institutionalisieren soll.

zu den Fragen 1 und 2:

Es waren drei Petitionen, die jeweils aus der 7., 8. und 9. Jugendsession an den Landtag gerichtet wurden. Alle 

drei wurden an die Regierung überwiesen wurden und waren dies:
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* Die Petition zur «Priorisierung des Veloverkehrs vom 10. September 2022», eingereicht von Michael 

Schädler im Namen der 7. Jugendsession,

* Die Petition «Liechtensteins erneuerbare Energiequellen: Der Weg in die Autarkie vom 4. Dezember 2023» 

von Michael Schädler im Namen der 8. Jugendsession und

* Die Petition «Bestimmung der Verantwortlichkeiten für die Interessensvertretung von Kindern und 

Jugendlichen im Kinder- und Jugendgesetz vom 21. November 2024», eingereicht von Michael Schädler 

und Fabian Nägele im Namen der 9. Jugendsession.

zu Frage 3:

Anfänglich ist darauf hinzuweisen, dass Petitionen bei ihrer Überweisung keine Verpflichtung für die Regierung 

beinhalten. Die Überweisung einer Petition führt zu einer Kenntnisnahme und die Verwendung zur geeigneten 

Verfügung. Das kann bedeuten, dass die Regierung entweder gar nichts in diese Richtung unternimmt, wenn sie 

das für eine geeignete Verfügung hält, bis hin zur Umsetzung der Forderung, wenn die Regierung diese 

Forderung erfüllen will. Für verbindliche rechtliche Aktionen sind grundsätzlich parlamentarische Vorstösse das 

geeignete Mittel.

In allen drei Themenbereichen, die durch die Petitionen betroffen sind, besteht allerdings durchaus Bewegung. 

Ausführliche Erläuterungen würden den Rahmen sprengen, aber zusammenfassend lässt sich sagen:

* Die in der Petition «Priorisierung des Veloverkehrs» formulierten Anliegen wurden im Rahmen der 

Überarbeitung des liechtensteinischen Hauptradroutennetzes weitgehend aufgenommen – sofern sie mit 

den geltenden fachlichen Anforderungen in Einklang standen. Insbesondere der Wunsch nach einer 

sicheren, schnellen und durchgehenden Führung des Veloverkehrs wurde als zentrales Planungsziel 

anerkannt. In mehreren Punkten, wie etwa bei der Forderung nach einer konsequenten Linienführung 

entlang von Hauptverkehrsachsen sowie durch die Dorfzentren, war jedoch eine differenzierte Betrachtung 

notwendig. Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass die Bedürfnisse verschiedener Nutzergruppen – 

von Alltagsradlerinnen und -radlern über Freizeitnutzer bis hin zu Kindern und Seniorinnen und Senioren – 

sowie unterschiedliche Zwecke des Radverkehrs in die Planung einbezogen werden müssen. Auch 

topographische, bauliche und verkehrliche Rahmenbedingungen vor Ort spielen hierbei eine entscheidende 

Rolle und erfordern in einzelnen Fällen individuelle Lösungen. Im Zuge der Überarbeitung wurde vom Amt 

für Hochbau und Raumplanung (AHR) eine Schwachstellenanalyse des bestehenden 

Hauptradroutennetzes durchgeführt. Diese diente als Grundlage für die Identifikation von 

Verbesserungsbedarf und floss direkt in die weitere planerische Entwicklung ein. Für zukünftige 

Infrastrukturprojekte gilt, dass die Belange des Veloverkehrs von Beginn an systematisch mitgedacht und in 

der Planung verankert werden sollen. Damit wird sichergestellt, dass das Velonetz nicht nur funktional, 

sondern auch attraktiv und zukunftsfähig ausgestaltet wird.

* Bezüglich der Petition «Liechtensteins erneuerbare Energiequellen: Der Weg in die Autarkie vom 4. 

Dezember 2023» wird die Erhöhung des Eigenversorgungsgrads mit den bestehenden Massnahmen 
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gemäss Energiestrategie 2030 bereits mit Hochdruck weiterverfolgt. Eine aktualisierte 

Potenzialüberprüfung wurde mit dem 4. Monitoringbericht zur Energiestrategie 2030 (BuA Nr. 146/2024) 

vorgenommen. Aktuell wird der Bau von Windenergieanlagen durch die LKW geprüft. Eine vollständig 

Energieautarkie ist aufgrund der Untersuchungen jedoch nicht sinnvoll. Dies sowohl aus wirtschaftlicher 

Sicht als auch aus Sicherheitsüberlegungen. So wird beispielsweise bei der Stromversorgung eine 

Beibehaltung der bestehenden Einbindung in die Regelzone Schweiz aufgrund der aktuell sehr guten 

Versorgungssicherheit und der vorhandenen Speicherseen als sinnvoll erachtet. Ebenso wird die 

Energiespeicherung verfolgt und drängt sich bei relevanten Überschüssen auf, sobald sich dies auch 

ökonomisch abbilden lässt. Die Netze sind in sehr gutem Zustand und werden nach Bedarf ausgebaut und 

optimiert.

3. Hinsichtlich der Bestimmungen über die Verantwortlichkeiten für die Interessenvertretung von Kindern und 

Jugendlichen ist ebenfalls Bewegung vorhanden: In partizipativen Prozessen ist es zentral, dass erwachsene 

Bezugspersonen Verantwortung übernehmen, Brücken bauen und junge Menschen verlässlich an- und 

begleiten. Diese Aufgabe sehen wir beim ASD insbesondere beim Kinder- und Jugenddienst. Damit der Kinder- 

und Jugenddienst seine Rolle wirkungsvoll wahrnehmen kann, bedarf es jedoch einer klaren und formellen 

Zuweisung der Verantwortung an das ASD. Diese steht noch aus und soll in nächster Zeit durch das Ministerium 

für Gesellschaft und Justiz erfolgen.
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